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Kleine Anfrage 7462 
 
der Abgeordneten Ralf Witzel und Angela Freimuth   FDP 
 
 
Medial groß verkündete Attraktivitätsoffensive der Landesregierung im Praxistest –  
Welche monetären und nicht-monetären Zusatzangebote bietet die Landesregierung 
ihren Beschäftigten in den einzelnen Ministerien an und welche Auswirkungen haben 
diese auf die Stellenbesetzung? 
 
 
In der Sondersitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung vom 
27. März 2026 hat das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) 
verschiedene Maßnahmen dargestellt, die laut Aussage des Staatssekretärs Daniel Sieveke 
zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes im Ministerium beitragen würden. 
Dabei hat er unter anderem unterschiedliche Arbeitgeberleistungen sowie nicht-monetäre 
Zusatzangebote für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes im MHKBD aufgeführt, etwa 
im Bereich der Arbeitsumgebung, Gesundheitsförderung und Mobilität. 
 
Solche Maßnahmen sind grundsätzlicher Bestandteil einer modernen Personalpolitik und 
sollten zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen sowie zur Gewinnung und Bindung von 
Fachkräften beitragen. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche konkreten 
Angebote in den einzelnen Ressorts dieser Landesregierung aktuell und zukünftig umgesetzt 
werden und wie diese konkret ausgestaltet sind bzw. warum es gegebenenfalls zwischen den 
Ministerien diesbezügliche Unterschiede gibt. 
 
Finanzminister Dr. Marcus Optendrenk hat bekanntlich erst vor wenigen Tagen die neue 
Modernisierungsoffensive des Landes für den öffentlichen Dienst vorgestellt, durch die das 
Land Nordrhein-Westfalen als Arbeitgeber stärker an Attraktivität gewinnen soll. In der 
Presseinformation der Landesregierung „Landesregierung treibt Modernisierung des 
öffentlichen Dienstes voran“ vom 26. März 2026 heißt es dazu wörtlich: „Ziel ist es, den 
öffentlichen Dienst als Arbeitgeber attraktiv zu halten, weiter zu stärken und zukunftsfest 
aufzustellen.“ 
 
Ministerpräsident Hendrik Wüst wird in der eigenen Medienmeldung der Staatskanzlei dazu 
wie folgt zitiert: 
 
„Die Reformvorhaben unserer Modernisierungsagenda sind ein wichtiges Signal für die 
Zukunfts- und Handlungsfähigkeit unseres Staates. Wir halten die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes hoch. Diese Modernisierungsagenda bündelt das gemeinsame Engagement von 
Landesregierung und Gewerkschaften zur Stärkung der Verwaltung und der Menschen, die 
sie täglich tragen.“ 
 
Der Finanzminister ergänzt ferner in derselben Presseinformation für die Landesregierung 
noch wörtlich: 
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„Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst sind das Rückgrat der Landesverwaltung. Mit 
unserem Paket geben wir ein klares Signal, dass wir dieses Rückgrat weiter stärken wollen – 
als wertschätzender und moderner Arbeitgeber. (…) Wir denken den öffentlichen Dienst 
konsequent vom Arbeitsalltag der Beschäftigten her. Unser Anspruch ist ein öffentlicher 
Dienst, der verlässlich bleibt und sich zugleich weiterentwickelt. Wer Verantwortung für dieses 
Land übernimmt, soll moderne Rahmenbedingungen vorfinden und Perspektiven haben, die 
mit den Anforderungen unserer Zeit Schritt halten.“ 
 
Angesichts der anhaltenden Berichterstattung, die ein deutlich anderes Bild von der Realität 
des Arbeitsalltags in Landesministerien vermittelt, kommt einem Praxistest der getätigten 
Aussagen der Regierungsmitglieder eine große Bedeutung zu, um sehen zu können, ob und 
gegebenenfalls an welchen Stellen Anspruch und Wirklichkeit auseinanderfallen.  
 
Zuletzt hat die Landesregierung mit ihrer Antwort auf die Anfrage „Zehntausende unbesetzte 
Stellen und eine weiterhin umstrittene Besoldungsreform: Wie stellt die nordrhein-westfälische 
Landesregierung die Handlungsfähigkeit des Öffentlichen Dienstes sicher?“ die Anzahl von 
unverändert rund 19.000 unbesetzten Stellen im öffentlichen Dienst des Landes einräumen 
müssen. Zugleich hat eine Rekordzahl von beachtlichen 102.700 Landesbeamten im letzten 
Jahr 2025 einen Besoldungswiderspruch eingelegt, der die Amtsangemessenheit der 
Alimentation bezweifelt (siehe LT-DS 18/18067). 
 
 
Wir fragen daher die Landesregierung: 
 
1. Welche Arbeitgeberleistungen als monetäre und nicht-monetären Zusatzangebote (zum 

Beispiel Angebote zur Verbesserung der Arbeitsumgebung, Mobilitätsangebote, 
Verpflegungsangebote wie Obst oder Getränke, alle sonstigen Serviceleistungen) 
bestehen aktuell genau jeweils in den einzelnen Ministerien dieser Landesregierung?  

 
2. Wie viele Beschäftigte nehmen die zuvor dargestellten Angebote jeweils in den 

einzelnen Ressorts regelmäßig in Anspruch? 
 
3. Inwiefern werden diese Maßnahmen jeweils in den einzelnen Ressorts systematisch 

evaluiert, insbesondere im Hinblick auf ihre Wirkung auf die Arbeitszufriedenheit, den 
Krankenstand, die Fluktuation sowie die Gewinnung von neuen Fachkräften? 

 
4. Welche Leitlinien oder Mindeststandards existieren landesweit und in den jeweiligen 

Ressorts konkret für solche Arbeitgeberleistungen und Fragen der Arbeitsgestaltung im 
öffentlichen Dienst des Landes Nordrhein-Westfalen? (Dokumente bitte beifügen) 

 
5. Wie stellt sich das Lagebild unbesetzter Stellen, differenziert nach freien Planstellen und 

freien Stellen für Arbeitnehmer, in relativen und absoluten Zahlen jeweils aufgeteilt nach 
Haushaltskapiteln, zum Stichtag 1. April 2026 dar? (Fortschreibung von LT-DS 18/18067 
erbeten) 

 
 
 
Ralf Witzel 
Angela Freimuth 
 


